
 

 

  

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 5 RS 46/13 B 
 
L 4 RS 318/13 (Sächsisches LSG) 
S 17 RS 280/12 (SG Chemnitz) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Juli 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 30. September 2013 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 30.9.2013 hat das Sächsische LSG Ansprüche des Klägers auf Feststellung wei-

terer Entgelte aus Jahresendprämien (JEP) für die Zeit seiner Zugehörigkeit zur zusätzlichen 

Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) von 1978 bis 1989 verneint.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Er beruft sich auf eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache, auf eine Recht-

sprechungsabweichung (Divergenz) und auf Verfahrensfehler.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht 

und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 

iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Kläger 

hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwendungsbereich einer revisiblen 

Norm (vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat grundsätzlich mit "ja" oder "nein" beantworten 

könnte (vgl Senatsbeschluss vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10; BSG 
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Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 24/07 B - BeckRS 2009, 50073 RdNr 7 sowie BAGE 121, 52 

RdNr 5 f). Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen Rechtsfrage ist 

jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der 

Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des 

sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 181). Keinesfalls gehört es zu den 

Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu untersuchen, ob sich aus ihm evtl eine entspre-

chende Rechtsfrage herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

 

Darüber hinaus fehlt es an ausreichenden Darlegungen zur Klärungsfähigkeit. Hierzu hätte auf-

gezeigt werden müssen, dass gerade ausgehend von dem vom LSG für das Revisionsgericht 

verbindlich festgestellten Sachverhalt (§ 163 SGG) im künftigen Revisionsverfahren notwendig 

über die aufgeworfenen Fragen zu entscheiden sein wird und an welcher konkreten Stelle der 

vorzunehmenden rechtlichen Prüfung dies jeweils zu geschehen hat. Die Begründung schweigt 

aber bereits dazu, ob sich der von ihr mitgeteilte Sachverhalt überhaupt auf den vom LSG fest-

gestellten berufen will und ggf mit diesem ganz oder teilweise identisch ist. Da jedenfalls die 

bloße Mitteilung eines ohne Herkunftsangabe in der Beschwerdebegründung selbst formulierten 

Sachverhalts nicht geeignet ist, die mangelnde Bezeichnung des vom Berufungsgericht festge-

stellten Sachverhalts zu kompensieren und es andererseits nicht dem Beschwerdegericht 

obliegt, das angegriffene Urteil selbst nach einschlägigen Feststellungen zu durchsuchen, ist 

eine Beurteilung der potenziellen Entscheidungsrelevanz der Rechtsfragen schon deshalb von 

vornherein ausgeschlossen (vgl dazu Senatsbeschlüsse vom 21.2.2012 - B 5 R 

222/11 B - BeckRS 2012, 69065 RdNr 9 und vom 16.5.2012 - B 5 R 442/11 B - BeckRS 2012, 

70568 RdNr 13). 

 

Auch die Divergenzrüge hat keinen Erfolg. Divergenz iS von § 160 Abs 2 Nr 2 SGG liegt vor, 

wenn die tragenden abstrakten Rechtssätze, die zwei Entscheidungen zu Grunde gelegt worden 

sind, nicht übereinstimmen. Sie kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden 

abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, 

des GmSOGB oder des BVerfG aufgestellt hat. Eine Abweichung liegt folglich nicht schon dann 

vor, wenn die Entscheidung des LSG nicht den Kriterien entspricht, die das BSG aufgestellt hat, 

sondern erst, wenn das LSG diesen Kriterien widersprochen, also eigene rechtliche Maßstäbe 

entwickelt hat. Nicht die Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die Nichtüberein-

stimmung im Grundsätzlichen begründet die Zulassung der Revision wegen Abweichung. Dar-

über hinaus verlangt der Zulassungsgrund der Divergenz, dass das angefochtene Urteil auf der 

Abweichung beruht. Bezogen auf die Darlegungspflicht bedeutet das vorstehend Gesagte, dass 

die Beschwerdebegründung erkennen lassen muss, welcher abstrakte Rechtssatz in der 

höchstrichterlichen Entscheidung enthalten ist und welcher im Urteil des LSG enthaltene 

Rechtssatz dazu im Widerspruch steht; ferner muss aufgezeigt werden, dass auch das Revisi-

onsgericht die oberstgerichtliche Rechtsprechung in einem künftigen Revisionsverfahren seiner 

Entscheidung zu Grunde zu legen haben wird (zum Ganzen vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 
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S 72 mwN). Diesen Darlegungserfordernissen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

Insbesondere reicht der Vortrag, die Entscheidung des LSG weiche von der Entscheidung des 

BSG vom 23.8.2007 - B 4 RS 4/06 R - ab, dafür nicht aus.  

 

Ebenso wenig sind Verfahrensmängel schlüssig dargetan. Wird eine Nichtzulassungsbe-

schwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Ent-

scheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung 

des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (ver-

meintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Dar-

legung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materi-

eller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des 

Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrens-

mangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung 

des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das 

LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Der Kläger trägt vor, die Anforderungen an die Erbringung der objektiven Beweislast lege das 

LSG derart übersteigert fest, dass eine Beweiserbringung mittels Zeugenbeweis quasi ausge-

schlossen sei und er - der Beschwerdeführer - im Rahmen der Beweiserbringung auf die Vor-

lage schriftlicher Beweismittel reduziert werde, die ebenfalls aufgrund objektiver Unmöglichkeit 

ausgeschlossen seien. Dies verstoße gegen den Grundsatz des fairen Verfahrens iSd Art 6 

EMRK.  

 

Ein allgemeines verfassungsrechtliches Prozessgrundrecht auf ein faires Verfahren leitet das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) aus Art 2 Abs 1 GG iVm dem Rechtsstaatsprinzip (Art 20 

Abs 3 GG) ab (vgl BVerfGE 57, 250, 274 f; 122, 248, 271 f). Ähnliche Schlussfolgerungen hat 

der EGMR aus Art 6 Abs 1 EMRK gezogen (vgl Urteil vom 27.10.1993 - 37/1992/382/460 - NJW 

1995, 1413; vgl auch Art 47 Grundrechtecharta EU). Das Recht auf ein faires Verfahren wird in 

einzelnen Vorschriften des Grundgesetzes (zB Art 103 Abs 1 GG: rechtliches Gehör) und des 

SGG (§ 62 SGG) konkretisiert, hat aber darüber hinausgehende Auswirkungen. Zum Anspruch 

auf ein faires Verfahren gehört auch das in der Rechtsprechung des BVerfG entwickelte Will-

kürverbot (vgl BVerfGE 86, 59, 63; 129, 78, 102). Es folgt aus dem auch im Prozessrecht gel-

tenden allgemeinen Gleichheitssatz (Art 3 Abs 1 GG). Willkür liegt nicht schon dann vor, wenn 

eine Entscheidung nicht mit dem Gesetz vereinbar ist, wohl aber dann, wenn sie unter keinem 

rechtlichen Aspekt vertretbar ist, wenn die Rechtsanwendung nicht mehr verständlich ist und 

sich deswegen der Schluss aufdrängt, dass sie auf sachfremden Erwägungen beruht (vgl 

BVerfGE 87, 273, 278 f; 89, 1, 13 f; 96, 189, 203).  

 

Anhaltspunkte dafür, dass das LSG insoweit willkürlich entschieden habe, lassen sich der 

Beschwerdebegründung nicht entnehmen. Insbesondere ist nicht vorgetragen, dass die Ent-
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scheidung des LSG mangels einer erforderlichen Begründung nicht nachvollziehbar sei (vgl 

BVerfGE 71, 122, 135 f) oder dass sich die Entscheidung soweit von dem zugrunde liegenden 

Gesetz entferne, dass die Begründung den Zusammenhang mit diesem nicht mehr erkennen 

lasse (vgl BVerwG, Urteil vom 14.9.1994 - 6 C 11/93 - DVBl 1995, 430, 432). Der Kläger rügt 

vielmehr im Kern das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 S 1 SGG) des LSG. Nach 

der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann eine Verfahrensrüge 

hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintliche - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungs-

entscheidung kann mit der Nichtzulassungsbeschwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 

1500 § 160a Nr 7). Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet 

wäre, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 

S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  14 
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